
Mitteilungsblatt der Gemeinde Rot an der Rot – Veröffentlichung am 19.12.2019 

In der öffentlichen Sitzung vom 09.12.2019 hat sich der Gemeinderat mit folgenden 

Tagesordnungspunkten befasst: 

TOP 1: Fragen von Einwohnern nach § 33 Abs. 4 GemO 

Die Vorsitzende eröffnet Tagesordnungspunkt 1. 

Es wurden keine Fragen von Einwohnern an die Vorsitzende gestellt. 

TOP 2: Bekanntgaben der Bürgermeisterin, Bekanntgabe nichtöffentlicher Beschlüsse 

Bekanntgaben der Bürgermeisterin:  

Keine 

Bekanntgabe nichtöffentlicher Beschlüsse 

Die Vorsitzende gibt die nichtöffentlich gefassten Beschlüsse aus der Sitzung des Gemeinderates vom 

18.11.2019 bekannt. 

TOP 3: Feststellung der Jahresrechnung 2016 der Gemeinde Rot an der Rot 

Kämmerer Rettenmaier erläutert die umfangreiche Jahresrechnung 2016 anhand nachfolgender Folien. 

 

 



 

Der Gemeinderat beschließt die über- und außerplanmäßigen Ausgaben aus dem Rechenschaftsbericht, die 

Bildung der Haushaltseinnahme- und der Haushaltausgabereste und die Feststellung der Jahresrechnung 2016. 

 

TOP 4: Feststellung der Jahresrechnung 2017 der Gemeinde Rot an der Rot 

Kämmerer Rettenmaier erläutert die umfangreiche Jahresrechnung 2017 anhand nachfolgender Folien. 

 

 



 

Der Gemeinderat beschließt die über- und außerplanmäßigen Ausgaben aus dem Rechenschaftsbericht, die 

Bildung der Haushaltseinnahme- und der Haushaltausgabereste und die Feststellung der Jahresrechnung 2017. 

 

TOP 5: Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebs Wasserversorgung Rot an der Rot für das 
Wirtschaftsjahr 2016 

Kämmerer Rettenmaier erläutert den umfangreichen Jahresabschluss anhand nachfolgender Folien. 

 

  



Der Gemeinderat beschließt den Jahresabschluss wie folgt: 

 

 

TOP 6: Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebs Wasserversorgung Rot an der Rot für das 
Wirtschaftsjahr 2017  

Kämmerer Rettenmaier erläutert den umfangreichen Jahresabschluss anhand nachfolgender Folien. 

 



Der Gemeinderat beschließt den Jahresabschluss wie folgt: 

 

TOP 7: Genehmigung von Spenden gemäß § 78 Abs. 4 Gemeindeordnung 

Der Gemeinderat beschließt die Annahme verschiedener Spenden mit einer Gesamtsumme in Höhe von 

6.586,69 Euro. Bürgermeisterin Irene Brauchle bedankt sich ausdrücklich bei allen Firmen und Personen, die 

durch ihre großzügige Spenden unsere Einrichtungen immer wieder unterstützen. 

TOP 8: Ersatzneubau Geh-/Radwegbrücke über die Haslach – Vergabe der Bauleistungen 

In der Sitzung vom 18.03.2019 wurde der geplante Brückenersatzbau ausführlich erläutert und auch vom ausführenden 

Büro in Details vorgestellt. Vom Gemeinderat wurde der Beschluss gefasst, einen Förderantrag beim 

Regierungspräsidium einzureichen. Anschließend fanden Abstimmungsgespräche mit dem Ingenieurbüro statt, um 

Einsparpotentiale zu erörtern.  

Eine Holzbrücke als Ersatzneubau wurde ebenfalls geprüft. Die jetzige Brücke wurde 1993 gebaut, seither wurden einige 

Reparaturen daran erforderlich. Um eine Holzbrücke zu schützen, müsste ein Neubau mit einer Überdachung geplant 

werden. Hierdurch wäre die Brücke bezüglich den Kosten auf jeden Fall annähernd so teuer wie der geplante 

Ersatzneubau in Beton, aber hätte trotzdem eine wesentlich kürzere Lebensdauer. 

Aufgrund der Aussicht auf Förderung, der Lebensdauer der geplanten Brücke im Gegensatz zu einer Holzkonstruktion 

sowie den Vorgaben aus den Förderrichtlinien wurde entschieden, die Brücke in Betonbauweise mit Stahlgeländer 

auszuschreiben. Aufgrund des sehr schlechten Zustands der Brücke ist eine Umsetzung der Maßnahme frühestmöglich 

im Jahr 2020 anzustreben.  

Nachfolgend ein paar Ansichten der bestehenden Holzbrücke. 



 

 

Die Widerlager der Brücke können weiter verwendet werden. Die Baukosten werden derzeit mit ca. 130.000 Euro 

geschätzt, der Landeszuschuss für die Brücke beträgt mindestens 52.000 €, so dass noch ca. 78.000 € aus dem 

Gemeindehaushalt finanziert werden müssen.  

Die Brücke wurde im November 2019 ausgeschrieben, die Submission war Anfang Dezember. Bis dahin gingen leider 

keine Angebote ein. Die Rückmeldungen lassen darauf schließen, dass aufgrund der sehr guten Auslastung der 

geeigneten Firmen derzeit die Zeit für eine Angebotsausarbeitung fehlte. 



Daher wird nun eine beschränkte Ausschreibung ausgeführt, um den Zeitplan einhalten zu können. Die Verwaltung hofft, 

dass diese erfolgreich sein wird, so dass umgehend nach dem Winter mit dem Ersatzneubau begonnen werden kann. 

Hierzu muss die Brücke dann auch für die Bauzeit voll gesperrt werden. Die Verwaltung informiert hierüber wieder, wenn 

absehbar ist, wann eine Vollsperrung notwendig wird. 

 

TOP 9: Antrag SV Haslach 1930 e. V. zur Gewährung eines Zuschusses der Gemeinde zum Kauf eines Kubota 
Kompakt – Mähtraktors 

Der SV Haslach 1930 e.V. hat die Gewährung eines Zuschusses zum Kauf eines Kubota Kompakt-Mähtraktors 
beantragt. Der Gemeinderat beschließt einen gemeindlichen Zuschuss in Höhe von 30 % des 
Anschaffungswertes bis max. 5.828,15 Euro. 
 

TOP 10: Antrag Reit- und Fahrverein Rot an der Rot e. V. zur Gewährung eines Zuschusses der Gemeinde zur 
Sanierung der Heizungsanlage in der Reithalle Rot an der Rot 

Der Reit- und Fahrverein Rot an der Rot hat die Gewährung eines Zuschusses zur Sanierung der Heizungsanlage 
in der Reithalle beantragt. Aufgrund der Dringlichkeit und des anstehenden Reitturniers kann der Zuschuss erst 
während der Reparatur der Heizungsanlage beantragt werden.  
Der Gemeinderat beschließt einen gemeindlichen Zuschuss in Höhe von 30% der Sanierungskosten bis max. 

2.850 Euro.  

TOP 11: Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan mit Grünordnung "Schildäcker 2", Rot an der Rot im 
Verfahren nach § 13b BauGB 

Da die hohe Nachfrage an Bauplätzen für die ortsansässige Bevölkerung trotz der Bemühungen um 
innerörtliche Verdichtung nicht gedeckt werden kann, möchte die Gemeinde am südwestlichen Ortsrand des 
Hauptortes ein Allgemeines Wohngebiet (WA) schaffen. 
Die Gemeinde Rot an der Rot plant die Aufstellung des Bebauungsplanes im Verfahren nach §13b BauGB.  
Der Geltungsbereich liegt zwischen der „Tannheimer Straße“ im Osten sowie der Straße „Kreuzmühle“ im 
Westen und umfasst die Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 163-165 bei einer Fläche von ca. 2,4 ha. Im Norden 
schließt das Plangebiet unmittelbar an die Bebauung des „Uhlandrings“ an (Bebauungsplan 
„Gwend/Schildäcker“). Im Westen und Süden liegen landwirtschaftlich genutzte Flächen. Im Südwesten, in 
einer Entfernung von ca. 130 m (gemessen vom äußersten Rand des Geltungsbereiches), befindet sich die 
spätbarocke Kirche „St. Johann“ mitsamt Friedhof. 
Momentan befindet sich der Planbereich noch im Umgriff des Landschaftsschutzgebietes „Iller-Rottal“ 
(Schutzgebiets-Nr. 4.26.007). Aktuell wird das Schutzkonzept jedoch überarbeitet. Es wird gehofft, dass das 
Landschaftsschutzgebiet an der Stelle des geplanten Baugebietes zurückgenommen werden wird, zumindest 
in großen Teilen.  
Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen für die Errichtung eines Allgemeinen 
Wohngebietes (WA) zur dringenden Deckung des örtlichen Bedarfs an Wohnraum.  



 

Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung des Bebauungsplanes mit Grünordnung „Schildäcker 2“ 
(gem. § 2 Abs. 1 BauGB) im Verfahren nach § 13b BauGB. Das Plangebiet umfasst das Grundstück mit 
den Fl.-Nrn.: 163, 164 und 165 bei einer Gesamtfläche von ca. 2,4 ha. Der Geltungsbereich ist der 
Abbildung zu entnehmen. Mit der Durchführung des Bauleitplanverfahrens wird das Büro LARS Consult 
aus Memmingen durch Gemeinderatsbeschluss beauftragt. 

Der Aufstellungsbeschluss wird in diesem Mitteilungsblatt unter der Rubrik „Amtliche 
Bekanntmachungen“ bekannt gegeben.  
 

TOP 12: Bausachen 

Der Gemeinderat erteilt in drei Bausachen sein Einvernehmen. 

TOP 13: Ausübung von Vorkaufsrechten nach dem Baugesetzbuch bzw. anderen Vorschriften  

Mit Gemeinderatsbeschluss wurde festgestellt, dass bei den vorliegenden Kaufverträgen kein Vorkaufsrecht 
seitens der Gemeinde ausgeübt werden kann.  

 

TOP 14: Fragen aus dem Gemeinderat 

Aus dem Gremium wurde gefragt, aus welchem Grund Kindergartenkinder, die die kommunalen Kindergärten 

in der Gemeinde besuchen, nicht mehr mit dem öffentlichen Nahverkehr (Bus) nach Hause fahren dürften.  

Die Verwaltung erläutert, dass dies aus rechtlichen Gründen leider nicht möglich ist. Hauptgrund sind die 

Regelungen im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB), die eine zivilrechtliche Belangung unserer Erzieherinnen 



betreffen. Die Aufsichtspflicht der Erzieher/innen für ein Kindergartenkind endet nicht mit dem Einsteigen des 

Kindes in den Bus, sondern verbleibt so lange bei der Erzieherin, bis das Kind von den Erziehungsberechtigten 

zu Hause in Empfang genommen wird. Sollte während dieser Zeit ein Schaden entstehen, haften die 

Erzieher/innen zivilrechtlich für einen Schaden im Sinne des BGB. Die Gemeinde als Träger der Einrichtung hat 

leider keinerlei Möglichkeit, dieses Rechtsstatut der Aufsichtspflicht und der damit verbundenen 

Schadensersatzpflicht auf die Gemeinde oder auf eine anderweitige Person, eine Versicherung bzw. die 

Erziehungsberechtigten zu übertragen. Eine schriftliche Entlastung durch die Eltern kann hier auch keine 

Änderung herbeiziehen, dies ist rechtlich nicht möglich. Um die Mitarbeiter/innen der Gemeinde vor einem 

zivilrechtlichen Anspruch zu schützen, können die Kindergartenkinder den Nachhauseweg nicht mit dem Bus 

bestreiten, wenn die Erzieherin es zum Bus bringt. Es wäre aber möglich oder denkbar, dass andere Personen, 

die von den Eltern berechtigt werden, das Kind in der Einrichtung abholen und zum Bus bringen. Allerdings 

weist die Verwaltung ausdrücklich darauf hin, dass für einen eventuell eintretenden Schaden dann diese 

Person haftet, da die Aufsichtspflicht bei ihr liegt, bis das Kind in Obhut der Erziehungsberechtigten ist. Es 

wurden verschiedene Fachbehörden und Institutionen angefragt, leider erhielt die Gemeinde überall die 

gleichlautende Antwort, wie sie hier geschildert ist. Gerne hätte die Gemeinde hier eine Möglichkeit gefunden, 

gerade für die Kinder von Weilern außerhalb, aber aus rechtlicher Sicht kann sie leider keine andere Regelung 

vertreten oder umsetzen. 


